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KOMMENTAR 
HochwUrden ist tot 

Das Buch beginnt mit einem Kapitel, Uber­
schrieben «Hochwiirden ist tot». Es endet 
voller Hoffnung auf den Priester einer neuen 
Zeit. Und das Buch heisst schlicht und ein­
fach «Die Priester». — Sein Verfasser: sechs-
unddreissigjährlg, französischer Journalist, 
lange Zeit Chefreporter der Zeitung «La 
Crolx» und heute Leiter der Monatszeit­
schrift «Panorama chr£tien». Dieser Jacques 
Duquesne ist also an verantwortlicher Stelle 
in der kirchlichen Pressearbeit tätig und 
kennt die Kirche, kennt ihre Probleme. Er 
legt uns in seinem Buch (Unterteilung: Struk­
tur — Krise — Erneuerung) eine Analyse 
vor, die spannend geschrieben, unwiderleg­
bar fundiert, in der Schilderung der heuti­
gen Zustände schonungslos, im Blick auf die 
Zukunft hoffnungsvoll ist. — Die S t r u k ­
t u r  der Kirche, stellt er fest, entsprach der 
Wirklichkeit des letzten Jahrhunderts: FUr 
das Wirken des Priesters war es  gut, hoch-
würdig zu sein. Alle Einflussreichen von ge­
stern waren Würdenträger, gehörten dem 
Stand der Leitenden und Besitzenden an. 
Die Dorfgemeinde hatte einen hierarchisch­
ständischen Aufbau. Heute aber ist die 
Hochwürdigkeit des Priesters in den Indu­
striezentren zum Glashaus geworden, in der 
die Geistlichkeit mit einer Museums-Glorie 
sitzt. Was ihr gestern den Einfluss auf die 
Menschen schenkte, nimmt ihr diesen heute. 
Denn die Menschen, welche je nach Ange­
bot von Arbeit und Wohnung herumziehen, 
gehören nicht mehr durch lokales Beisam­
mensein auch innerlich zusammen. Die Kir­
che aber arbeitet noch mit den Ortsgemein­
den, die hohle Begriffe wurden. Andere Bin­
dungen sind heute wichtig. — Die K r i s e  
der Kirche spürt man, wenn sie auch nicht 
in ihrem Wesen erfasst wurde. Krisenzeichen 
sind Arbeiterpriester und Strassenprediger, 
Schlagersänger und Fernsehstars aus Prie­
sterkreisen. Man will die Gefahr parieren. 
Aber die verzweifelten Versuche im Allein­
gang, deren Zeugen wir sind, können höch­
stens Pflästerchen sein, welche die klaffend-
sten Wunden spärlich verdecken. Die Krise 
frisst unterdessen weiter: Viele Priester ver­
walten resigniert die Sakramente in unmög­
lichen Grosstadtgemeinden und nehmen es  
ergeben hin, unter unangemessenen Bedin­
gungen einen bitter nötigen Dienst tun zu 
müssen. Untauglich ist die Form der Ge­
meinden, unmöglich die «Laufbahn» der 
Geistlichen (vom Kaplan als Hilfe eines 
Priesters Uber die Landpfarrer zur Stadtge­
meinde). Andere suchen zu fliehen: Auf dem 
Lande bleiben, wo die Struktur der Kirche 
noch notdürftig mit der Wirklichkeit über­
einstimmt! Viele wiederum spüren die Krise 
und entscheiden sich gegen den Priester­
beruf: Die Priester haben zu wenig Nach­
wuchs. — Die E r n e u e r u n g  aber lässt 
sich in den Anfängen schon spüren: Es ent­
stehen Gemeinschaften soziologischer Art: 
Gemeinden unverheirateter Frauen oder von 
Eltern Schwachbegabter Kinder. Jugendge­
meinden und Männerkreise, Katholiken einer 
Fabrik oder einer Baustelle verwachsen zur 
Pfarre von morgen. Studentenpfarrämter und 
Spitalseelsorge sind längst bewährte Institu­
tionen, welche in diese Richtung weisen. In 
der Welt von heute wie von morgen sind 
die ernsthaften Christen eine Minderheit. 
Diese Minderheit muss Partner der unkirch­
lichen Mehrheit werden. Fazit von Duquesne: 
HochwUrden ist tot, e s  lebe der Priester des 
Dialoges. Eine neue Kirche entsteht aus der 
Krankheit, welche die alte heute durchlei­
den muss. — Unbedingt anschaffen und (in 
guter Übersetzung!) lesen: Jacques Duques­
ne, «Die Priester», Molden-Verlag. (pfm) 

Alpenschutz: Gesetzes vorläge überzeugt 
Nach der öffentlichen Orientierungsversammlung zur Abstimmungsvorlage über das Alpenschutzgesetz im Gemeindesaal Balzers 

Vor Uber 200 Personen fand am Donnerstag« 
abend im Gemeindesaal Balzers eine weitere 
öffentliche Orientierungsversammlung über.ditf 
Abstimmungsvorlage zum Alpenschutzgeset* 
statt. Gemeindevorsteher Emanuel V o g t ,  der 
die Versammlung leitete, begriisste als Refe­
renten die Herren Landtagspräsident Dr. Ale­
xander Frick, Landtagsvizepräsident Dr. Franz 
Nägele, Regierungschef Dr. Gerard Batliner und 
Vize-Regierungschef Dr. A. Hübe. 

Im Verlaufe der einleitenden Referate und in 
den nachfolgenden Diskussionen traten sowohl 
der Landtagspräsident wie der Regierungschef 
erneut mit überzeugenden Worten für die Ab­
stimmungsvorlage ein. Beide Referenten erläu­
terten erneut den umstrittenen Artikel 1, wobei 
einmal mehr allen Zuhörern klar werden muss-
te, dass das Mitbestimmungsrecht der Gemein­
den und Alpgenossenschaften in der zur De­
batte stehenden Vorlage vollauf gewahrt bleibt. 
Diese Tatsache, die durch den Kommissionsbe­
richt des Landtages vom Dezember 1965 und 
den Verordnungsentwurf der FUrstl. Regierung 
unwiderlegbar feststeht, wurde in der nachfol­
genden Diskussion namentlich auch von Re­
gierungsrat Dr. Gregor Steger und Landtagsab­
geordneten Dr. Peter Marxer dargelegt. 

Der Landtagsvizepräsident, Dr. Franz Nägele,,; 
knüpfte an äeine Ausführungen vom 6. Dezem-
ber (an der Schaaner Orientierungsversamm­
lung) an und bestätigte erneut, dass die Vor­
lage grundsätzlich von beiden Fraktionen be­
jaht worden ist. 

Während die Art. 2 bis 22 sowohl von den 
Abgeordneten der BUrgerpartei, wie auch von 
jenen der Union einstimmig angenommen wor­
den seien, habe lediglich der Art. 1 Anlass zu 
Diskussionen gegeben. Wie in Schaan, bedau­
erte Landtagsvizepräsident Dr. Franz Nägele 
auch in Balzers, dass die ganze Sache an den 
Worten «anhören» und «einvernehmen» hän­
gen geblieben sei. — Dr. Franz Nägele wieder­
holte im Verlaufe des Abends die «feierliche 
Erklärung» im Namen der Fraktion der Vater­
ländischen Union, wie sie schon in Schaan for­
muliert wurde: «Dass wir alles versuchen wer­
den, das Berglandplanungsgesetz mit dem Ge­
danken, wie wir es geplant haben, d.h. im Ein­
vernehmen mit den Gemeinden zu verwirkli­
chen . . . »  

Mit anderen Worten: Der Landtagsvizepräsi-
dent hat seine Meinung zur Berglandplanung 
nicht geändert. Er sprach sich auch in Balzers 
für die Vorlage in ihrer heutigen Form aus, 
wobei er als Alternative zum umstrittenen Ar­
tikel 1 die Formulierung der Union anbietet, die 
aber aufgrund der Darlegung des Begriffes «an­

hören» ohnehin gegenstandslos geworden ist. 
Die Erläuterungen des Begriffes «anhören» im 
Artikel 1 der Vorlage haben unzweifelhaft er­
geben, dass das Mitspracherecht der Gemein­
den und Alpgenossenschaften im Zusammen­
hang mit der Ausarbeitung des Zonenplans voll 
gewährleistet ist. 

Es ist bekannt, dass die Definition des Be­
griffes «anhören», wie sie der Verordnungsent­
wurf der Regierung enthält, nicht neu ist. Die 
Umschreibung dieses Begriffes, die auf ein kla­
res Mitbestimmungsrecht der Gemeinden hin­
ausläuft, wurde schon vom Landtag selbst, und 
zwar im Dezember 1965 (Kommissionsbericht) 
verbindlich festgehalten. 

Nach der Versammlung in Schaan, die völlige 
Klarheit in dieser Frage brachte, haben die 
Einwände der Union tatsächlich ihre Basis 
verloren. Wie der Landtagsvizepräsident dort 
richtig feststellte, geht es noch um einen Streit 
um Worte. Nachdem er in Schaan ebenfalls 
selbst feststellte, dass der Gegenvorschlag der 
Union teilweise «noch weiter gehe» als die vom 
Landtag verabschiedete Vorlage, dürfte der 
Streitpunkt um den Art. 1 bereinigt sein. — 

Die Balzner Orientierungsversammlung 
brachte indessen das erstmalige Auftreten von 
Vize-Regierungschef Dr. Alfred Hübe iin Rah­
men dieses Abstimmungskampfes. Zum Thema 
Berglandplanung bzw. zur Abstimmungsvorlage 
erklärte sich Dr. A. Hübe mit der Fraktion der 
Vaterländischen Union (und damit mit den 
Ausführungen des Landtagsvizepräsidenten) so­
lidarisch. Dr. Alfred Hilbe ging dann zu einem 
völlig anderen Thema, zur T a l p l a n u n g ,  
über, die in das Ressort des Regierungschef-
Stellvertreter fällt. Dr. Hilbe setzte sich dabei 
vorwiegend mit einer Erklärung von Regie­
rungschef Dr. Gerard B a t l i n e r  auseinander, 
die dieser in Schaan (am 6. Dezember) abgege­
ben hatte und in Balzers mit folgenden markan­
ten Sätzen wiederholte: 

«Ich bin für die Gleichbehandlung von Glei­
chem und Ungleichbehandlung von Unglei­
chem. Wenn die Situation im Bergland anders 
ist als im Tal, müssen wir gerechterweise das 
Tal auch anders behandeln als das Alpen­
gebiet. Und die Situation im Tal ist anders 
als im Alpengebiet. Im Alpengebiet tritt der 
Schutz in den Vordergrund und im Tal die 
Einteilung der Nutzung. - Ich bin deshalb 
dagegen, dass man im Tal die gleiche Nut­
zungsordnung wie in den Alpen macht, dass 
wir die Bauzonen machen, dass wir alle De­
tails regeln. — Ich bin dagegen, dass wir den 
Gemeinden vorschreiben: Hier muss die 
Strasse durchgehen usw. — Ich bin dagegen, 

dass wir zum Beispiel dem Collegium Maria-
num vorschreiben, ob es  in Vaduz oder in 
Schaan gebaut werden soll. Alle diese Fra­
gen müssen miteinander ausgehandelt wer­
den. Das sind nicht Dinge, die man einfach 
mit Gesetz vorschreiben kann!» 
Vizeregierungschef Dr. Alfred Hilbe ging bei 

seinen Ausführungen, die sich mit der vorste­
henden Erklärung des Regierungschefs ausein­
andersetzten, von einem Gesetzes-Vorentwurf 
aus, der von ihm bis jetzt weder (als Ressortin­
haber Talplanung) den Regierungsmitgliedern 
vorgelegt, noch je von der Kollegialregierung 
in Behandlung gezogen worden ist. Regierungs­
chef-Stellvertreter Dr. Alfred H i l b e  schloss 
seine Ausführungen dazu wörtlich: 

«Wenn im Bergland für Regierungskompe­
tenz und im Tal für Gemeindeautonomie ge­
kämpft wird, so kann ich (dem Alpenschutz­
gesetz) nur ein klares Nein entgegensetzen.» 
Der Stimmbürger, der diese Worte vernimmt, 

muss überrascht sein. Man kann sich des Ein­
drucks nicht erwehren, dass der Regierungs­
chef-Stellvertreter aufgrund seiner eigenen, 
vorstehend zitierten Ausführungen für eine zen-
tralistische Talplanung, die allein in den Hän­
den der Regierung zusammengefasst ist, ein­
tritt, Dr. Hilbe stellt sich, damit in einen klaren 
Gegensatz zur Auffassung des Regierungschefs, 
wonach die Verhältnisse im Tal anders liegen, 
als in den Alpen und deshalb auch eine andere 
Behandlung erfordern. 

Alles in allem: Die Balzner Orientierungs­
versammlung, die von Gemeindevorsteher Ema­
nuel Vogt erst gegen Mitternacht mit dem Dank 
an alle Anwesenden geschlossen wurde, zeigte 
einmal mehr, dass die von den Befürwortern der 
Abstimmungsvorlage dargelegten Argumente 
überzeugen! Untersucht man die wortreichen 
Einwendungen der Gesetzesgegner, so bestä­
tigt sich die Auffassung des Stimmbürgers im­
mer deutlicher: Das ganze ist tatsächlich nichts 
mehr anderes als ein Streit um Worte! 

«Tages-Anzeiger» Zürich — 12. Januar 1967 

Liechtenstein will die Alpen schützen 
«Am übernächsten Wochenende haben sich 

die Stimmbürger des Landes Liechtenstein über 
Annahme öder Verwerfung des Gesetzes zum 
Schutz des Alpengebietes an der Urne zu ent­
scheiden. Das Gesetz bezweckt in erster Linie 

China: Psychopathologie der Macht 
Einer der unglaublichsten Widersprüche in 

dei Welt ist es immer noch, dass jeder ge­
wöhnlich Sterbliche, wenn er sich an das Steu­
errad eines Automobils setzen will, einen Füh­
rerschein braucht, der nur nach einem bestan­
denen Examen abgegeben und bei gewissen, 
schweren Verstössen gegen die Verkehrsrege­
lung sofort wieder entzogen wird, während es 
auch heute noch — wie zu Neros Zeiten — 
durchaus möglich ist, das Steuerrad der Staats­
macht in vielen Ländern nach Belieben in je­
der Richtung zu drehen, ohne dass auch nur im 
geringsten eine Gewähr dafür bestünde, dass 
der «starke Mann» am Steuer bei Sinnen ist! 
Während also doch immerhin im täglichen 
Strassenverkehr gewisse rudimentäre Garantien 
geschaffen worden sind, dass ein Verrückter 
oder Betrunkener an die Geländer der Polizei 
prallt und eventuell im Gefängnis landet, bevor 
er andere Verkehrsteilnehmer ins Spital oder 
ins Grab befördert hat, ist paradoxerweise im­

mer noch möglich, dass irgend ein geistesge­
störter Potentat Hundertausende, ja sogar Mil­
lionen von Menschen sinnlos und nutzlos in 
den Tod jagen kann, ohne dass ihm vor einem, 
solchen politischen oder militärischen Amok­
lauf die tödlichen Attribute der Allgewalt aus 
den irre fuchtelnden Händen gewunden wer­
den können. Wie hat Stalin gewütet unter sei­
nen selbst treuesten Weggefährten und Genos­
sen? Was hat Hitler alles angestellt, angefan­
gen vom Mord an Röhm bis zu den Hekatom­
ben von Opfern in den Konzentrationslagern? 
Und selbst als es nicht nur allen psychiatrisch 
geschulten Medizinern längst klar war, dass in 
der Person von Stalin und in der Person von 
Hitler das Syndrom eines pathologischen 
Machtrausches und einer paranoiden Zerstö­
rungswut am Werke war, sondern als selbst 
eine grosse Mehrheit der Menschen unter ihrer 
Macht diesen schrecklichen Tatbestand fühl­
ten oder ahnten, konnte der Lauf des Schick­
sals nicht mehr geändert werden, bis es seinen 
blutigen Weg zu Ende gegangen war. 

An demselben Syndrom einer progressiven 
Geistesstörung, induziert durch das persönliche 
Erlebnis unbeschränkter Macht und der korre-

lalen Angst vor dem eigenen Gewissen und 
vor der Rache der Gepeinigten und vor stän­
digen Verschwörungen, scheint in diesen Ta­
gen der Diktator der sogenannten Volksrepub­
lik China zu leiden. Mao Tse-Tung geht mit 
dei Entfesselung einer «Revolution innerhalb 
der Revolution» mit den Taten und Untaten 
seiner völlig ausser Rand und Band geratenen 
«Roten Garde» einen Weg, der nur allzu ver-
tiaut erscheint. Nachdem er, wie das zum Bild 
dieser spezifischen Geistesstörung gehört, je­
des Vertrauen in seine ihm umgebenden Mitar­
beiter eingebüsst hat, verfiel er auf die Idee, 
die Unrast und Abenteuerlust von Minderjäh­
rigen und Halbstarken zu mobilisieren und mit 
ihnen eine neue Spielform des politischen Ter­
rors zu entfesseln, von welchem man noch gai 
nicht wissen kann, wohin er letzten Endes füh­
ren wird. Seine engsten Mitarbeiter lässt Mao 
Tse-Tung jetzt in Maueranschlägen als «Ver­
räter» und «Schweine» titulieren, durch die 
Strassen schleifen und in jeder möglichen und 
unmöglichen Form demütigen und in den Ker­
ker werfen. Leute, die gestern noch in Peking 
neben ihm auf der Empore die Mai-Parade ab-
namen und als die «grossen Führer 4er chine-
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